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Beschlusscontrolling 
Bericht für den Ausschuss für Umwelt und Mobilität 2022 

 

A) Öffentlicher Teil 

Abgeschlossene Beschlüsse 

Thema Vorlagennr. Sitzung FB/FG Realisierungsstand 
 

Anträge 
 

Antrag der UWG-Fraktion vom 
03.11.2020 betreffend Aufstellung 
eines Verkehrsspiegels in 
Peppenhoven 
 

AN/0488/2020 18.03.2021 32 Der Spiegel wurde aufgestellt. 

Antrag der SPD-Fraktion vom 
26.03.2021 zur Verlegung der 
Streckenführung der Linie 849 in 
der Durchfahrt Wormersdorf 
 

AN/0524/2021 10.06.2021 32 Der Antrag wurde dem Rhein Sieg Kreis zur Entscheidung 
vorgelegt und von dort aus nicht befürwortet. 

Antrag der Ratsmitglieder Ute 
Krupp, Eva Vary und Michael 
Rohloff vom 12.11.2021 betreffend 
Öffnung der A 61 ab Kreuz Gelsdorf 
in Richtung Venlo und Festlegung 
einer Geschwindigkeits-
beschränkung für die 
Ortsdurchfahrt Wormersdorf 

AN/0547/2021 02.12.2021 V Die Sperrung der A 61 wurde zwischenzeitlich aufgehoben. 
Eine Berücksichtigung der OD Wormersdorf im Zuge der 4. 
Lärmaktionsplanung wird mit den zuständigen Behörden 
kommuniziert. 
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Beschlussvorlagen der Verwaltung 

 
"Vernetztes Rainland" - Vorstellung 
des Projektes und 
Absichtserklärung zur 
Unterstützung 

BV/1513/2021 18.03.2021 60.2 Die Absichtserklärung zur Unterstützung des Projekts 
„Vernetztes Rainland“ wurde dem Verein zugesandt. Die 
Verwaltung unterstützt in diesem Zusammenhang die 
Biologischen Station des Rhein-Sieg-Kreises (RSK) zum Schutz 
des Ameisen-Bläulings, u.a. durch die Anpassung des Mahd-
Rhythmus auf städtischen Flächen im Bereich der Tomburg. Von 
dieser Kooperation kann auch das Projekt „Vernetztes 
Rainland“ profitieren, aufgrund des diesjährigen Beitritts der 
Biologische Station RSK zum Projekt "Vernetztes Rainland". 
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Beschlüsse in Umsetzung 
 
Thema Vorlagennr. Sitzung FB/FG Realisierungsstand 

 
Anträge 

 
Antrag der FDP-Fraktion vom 
19.07.2020 betreffend 
Haltestellenerweiterung der 
Landhüpfer-Buslinie 740 
 

AN/0468/2020/1 18.03.2021 32 Die erforderliche Abstimmung mit dem Rhein Sieg Kreis ist 
noch nicht abgeschlossen. Die Verwaltung wird die Prüfung 
voraussichtlich in der 1. Jahreshälfte 2022 abschließen. 

Antrag der CDU-Fraktion vom 
08.08.2020 betreffend Einrichtung 
einer 30 km/h-
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
der Dorfstraße (L 261) in 
Rheinbach-Hilberath 
 

AN/0476/2020/1 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller einen Bescheid. 

Antrag der UWG-Fraktion vom 
11.08.2020 betreffend 
Fußgängerüberweg Hilberath 
 

AN/0474/2020/1 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller einen Bescheid. 
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Antrag der UWG-Fraktion vom 
22.08.2020 zum 
Fußgängerüberweg auf der 
L113/Fliesweg in Flerzheim 
gegenüber dem Sankt Ursula 
Kindergarten 
 

AN0479/2020 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller einen Bescheid. 

Antrag der CDU-Fraktion vom 
26.08.2020 zur 
Überprüfung/Änderung der 
Verkehrssituation im Sürster Weg 
und der Schumannstraße 
 

AN/0482/2020 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller einen Bescheid. 

Antrag der UWG-Fraktion vom 
29.08.2020 betreffend 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
30 km/h in Oberdrees 
 

AN/0516/2021 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller einen Bescheid. 

Antrag der CDU-Fraktion vom 
14.09.2020 zur Verkehrssicherheit 
auf der Bonner Straße in Flerzheim 
 

AN/0481/2020 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller einen Bescheid. 

Antrag der CDU-Fraktion vom 
14.09.2020 zur Aufnahme der 
Planungen für zwei Kreisel in 
Rheinbach-Flerzheim L163/L113 
und Rheinbach-Peppenhoven 
L493/K65 

AN/0483/2020 18.03.2021 V Verkehrsentwicklungsplan noch nicht beauftragt, Konzept 
zur Radverkehrsförderung einschl. Förderantrag hat höhere 
Priorität. Wenn personelle Kapazitäten verfügbar, wird 
Aufstellung eines integrierten Verkehrsentwicklungsplanes 
weiter verfolgt und der Antrag aufgenommen. 
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Antrag der CDU-Fraktion vom 
22.09.2020 zur Aufnahme der 
Planungen für die 
Umgehungsstraße L163 neu und 
Höherstufung der L163 neu im 
Landesstraßenbedarfsplan 
 

AN/0514/2021 18.03.2021 V Verkehrsentwicklungsplan noch nicht beauftragt, Konzept 
zur Radverkehrsförderung einschl. Förderantrag hat höhere 
Priorität. Wenn personelle Kapazitäten verfügbar, wird 
Aufstellung eines integrierten Verkehrsentwicklungsplanes 
weiter verfolgt und der Antrag aufgenommen. 

Antrag der SPD-Fraktion vom 
15.10.2020 zur Integration eines 
VRS-Fahrscheines in das 
Fahrscheinsystem der Bahn 
 

AN/0485/2020 18.03.2021 32 Trotz Erinnerung ist bisher keine Antwort des VRS 
eingegangen. Die Verwaltung wird hier mit dem 
notwendigen Druck nachhaken. 

Antrag der UWG-Fraktion vom 
03.11.2020 zur 
Fahrbahnverengung der Ortsein- 
und Ausfahrten von Ramershoven 
und Peppenhoven 

AN/0494/2020 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung 
geprüft. Nach einer Thematisierung in einem Ortstermin mit 
dem Landesbetrieb Straßenbau NRW und der Polizei hat der 
Straßenbaulastträger Geschwindigkeitsmessungen als 
Grundlage für eine Entscheidung gefordert. Die 
Messergebnisse liegen inzwischen vor und wurden an 
Straßen NRW und an das Kreisstraßenbauamt übermittelt. 
Sobald hierzu eine Antwort eingeht, erhält der Antragsteller 
eine entsprechende Nachricht. 
 

Antrag der UWG-Fraktion vom 
03.11.2020 zur Errichtung einer 
Barriere für Fahrräder zum Schutz 
von Kindern 
 

AN/0497/2020 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller  einen Bescheid. 
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Antrag der Fraktion Bündnis 90 / 
Die Grünen vom 29.11.2020 zum 
Thema "Roadmap Hauptstraße" 

AN/0491/2020 18.03.2021 V Verkehrsentwicklungsplan noch nicht beauftragt, Konzept 
zur Radverkehrsförderung einschl. Förderantrag hat höhere 
Priorität. Wenn personelle Kapazitäten verfügbar wird 
Aufstellung eines integrierten Verkehrsentwicklungsplanes 
weiterverfolgt und der Antrag aufgenommen. 

 
Antrag der CDU-Fraktion vom 
02.12.2020 zur Überprüfung bzw. 
Erneuerung der 
Verkehrszeichenbeschilderung des 
Locher Weges (Oberdrees) 
 

AN/0517/2021 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller  einen Bescheid. 

Antrag der CDU-Fraktion vom 
03.12.2020 zur Errichtung eines 
Fußgängerüberweges in 
Wormersdorf 
 

AN/0518/2021 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller  einen Bescheid. 

Antrag der UWG-Fraktion vom 
24.01.2021 betreffend 
Geschwindigkeitsmessungen im 
Ölmühlenweg 

AN/0510/2021 18.03.2021 32 Die Messungen wurden durchgeführt und dienen der 
Verwaltung als Grundlage für den nächsten Verkehrstermin, 
indem der Antrag als Geschäft der laufenden Verwaltung 
behandelt wird. Anschließend erhält der Antragsteller einen 
Bescheid. 
 

Antrag der UWG-Fraktion vom 
02.02.2021 betreffend Installation 
eines Straßenspiegels in Oberdrees 

AN/0509/2021 18.03.2021 32 Die Errichtung eines Verkehrsspiegels wurde vom 
Straßenbaulastträger erneut abgelehnt. Die Stadt Euskirchen 
wurde hinsichtlich eines Beischnitts der Hecke auf 
Euskirchener Gebiet angeschrieben. Eine Antwort liegt bisher 
noch nicht vor. Der Antragsteller wird entsprechend 
informiert, sobald die Antwort vorliegt. 
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Antrag der Fraktion Bündnis 90 / 
Die Grünen vom 02.06.2020 
betreffend Lärmschutzmaßnahmen 
 

AN/0457/2020/1 18.03.2021 32 Der Antrag wird als Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Rahmen eines noch ausstehenden Verkehrstermins geprüft. 
Anschließend erhält der Antragsteller hierzu einen Bescheid. 

Antrag der FDP-Fraktion vom 
21.05.2021 zur städtischen 
Initiative zur Reduzierung des 
(land- und forstwirtschaftlichen) 
Wassermangels 

AN/0525/2021 10.06.2021 V Eine Aufnahme der Projektidee in das "Interkommunale 
Klimaschutzteilkonzept zur Anpassung an den Klimawandel 
für die Region Rhein-Voreifel" als Modellprojekt war 
aufgrund des bereits fortgeschrittenen Bearbeitungsstand 
des Konzeptes und unter Berücksichtigung des 
Förderzeitraums (Projektabschluss Ende 2021) nicht mehr 
möglich. Eine Ansprache des interkommunalen KM zu 
diesem Thema hat bisher noch nicht stattgefunden. 
In der Verwaltung fehlen die fachlichen Kompetenzen, um 
Ideen zur Umsetzung auszuarbeiten und dem Ausschuss zu 
berichten. Jedoch werden in Folge der Flutkatastrophe Mitte 
Juli 2021 zwischenzeitlich von verschiedenen Akteuren 
wasserwirtschaftliche Überlegungen - auch auf 
interkommunaler Ebene - angestellt, die auf 
unterschiedlichen Projektebenen agieren, z. B. der Region 
Köln Bonn e.V .mit dem regionalen Fachdialog zur 
Klimawandelanpassung, eine Folge von Veranstaltungen im 
1. Halbjahr 2022. Dazu werden neben den Kommunen, 
Experten u.a. Akteuren auch die Vertreter der flächenmäßig 
großen Landnutzer, die Land- und Forstwirtschaft, 
eingeladen. Die Stadt Rheinbach wird im Rahmen dieser 
Veranstaltungen die im Antrag genannten Ideen zur Deckung 
des Brauchwasserbedarfes mit einbringen. Über diese 
Projekte wird die Verwaltung zu gegebener Zeit im Ausschuss 
berichten. 
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Gemeinsamer Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU und 
Bündnis 90 / Die Grünen vom 
10.06.2021 zu TOP 2.1 
Bürgerantrag vom 11.03.2021 
betreffend Schottergärten im 
Stadtbereich (BA/0039/2021) 

AN/0527/2021 30.09.2021 V Aufklärungskampagne, in Abhängigkeit der personell 
verfügbaren Kapazitäten, in Vorbereitung. Als erste 
Maßnahme Umgestaltung der einst geschotterten Beete vor 
dem Rathaus in eine insektenfreundliche Bepflanzung ist 
erfolgt, Infotafeln dazu in Bearbeitung. 
Kontrollen bei aktuellen Neubauvorhaben, z.B. im Baugebiet 
"Am Friedhof" in Oberdrees werden - abhängig von 
personellen Kapazitäten - durchgeführt, 
Aufnahme gebietsbezogener Festsetzungen in den aktuell in 
Erarbeitung befindlichen und zukünftigen Bebauungsplänen 
wird im Zuge der Planaufstellung geprüft und beachtet.  
Hierzu der grundsätzliche Hinweis, dass im Rahmen des 
Bürokratieabbaugesetzes und dem damit verbundenen 
vereinfachten bauordnungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren eine umfassende Kontrolle der 
Festsetzungen in der Bauordnung NRW nicht vorgeschrieben 
ist und die Bauordnungsbehörde dies nicht prüfen muss.  
Rechtliche Rahmenbedingungen zum Erlass einer 
entsprechenden Satzung werden weiter geprüft. 
 

Antrag der SPD-Fraktion vom 
20.10.2021 zum Klimaschutzplan 
Rheinbach 2030 
 

AN/0540/2021 02.12.2021 V Die Ausführung des Beschlusses ist noch offen. Der Entwurf 
zu einem Klimaschutzplan Rheinbach 2030 ist in Bearbeitung. 
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Beschlussvorlagen der Verwaltung 

 
Baumfällung im Zusammenhang 
mit der Umgestaltung des 
Dorfplatzes in Niederdrees 

BV/1603/2021 30.09.2021 60.2 Die Umsetzung der Maßnahme hängt von dem freiwilligen 
Engagement der Bauvorhabenträger ab. Es gibt zum jetzigen 
Zeitpunkt keine Informationen der Initiatoren zum Zeitraum der 
Fällung. Diese steht im Zusammenhang mit dem Beginn der 
Umgestaltung des Dorfplatzes in Niederdrees. 
 

Bekennung der Stadt Rheinbach zu 
dem Ziel „Zero Waste City“ 

BV/1605/2021 30.09.2021 60.2 Das Ziel der „Zero Waste“ Bewegung soll im Rahmen der 
Verwaltungskapazitäten langfristig verfolgt werden. Dies 
beinhaltet die Unterstützung und Zusammenarbeit mit der 
lokalen Initiative „Rheinbach ohne Plastikmüll“, sowie der 
RSAG. Eine erste Maßnahme stellt die Vorstellung der 
Abfallentsorgung und Kreislaufwirtschaft durch eine(n) 
Vertreter*in der RSAG im Ausschuss für Umwelt und Mobilität 
(AUM) dar. Hier ist die Verwaltung bereits in Kontakt mit der 
RSAG. Des Weiteren wird für eine einheitliche Mülltrennung in 
der Verwaltung gesorgt durch die Ausstattung von fehlenden 
Mülleimern (für Plastik, Papier, Bio) in den Teeküchen des 
Hauses. Weitere Aktionen werden im Laufe des kommenden 
Jahres geplant und organisiert, u.a. mit den genannten 
Akteuren. 
 

 


